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Verkündet
am 21. September 1955
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Beklagten und Revieionsklärerin,

}
Klägerin und Revieionebeklzgte‚

hat der 1. Senat des Bundessozielgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 21° September 195?‚

für Recht erkannt : °

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil dc;

.endessozialgerichts Hamburg vom 22. März 1955

wird zurückgewiesen°
|:

‘Außerberichtliche Kosten sind nicht zu aus atten.

Ä( .
f
\

Von Rechts wegen.

[ |—
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Vom 1. Juni 1944 bis 12 .
Januar 1951 beschäftigte die Beklag—

te die Krankenschwester ‘ " “ . Die Bel:lagte

entrichtete keine Beiträge zur AV. für sie, weil ihre Anwartu

schaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenversorgung gewähr—

leistet war. Als die Krankenschwester Sievers ohne Versorgung

aus dem Dienst der Beklagten ausgeschieden war, entrichtete

diese nachtriiglich an die Landesvei sicherungsanstalt hause-l

stadt Hamburg, dem damals zuständigen Versicherungsträger,

Beiträge zur Angestelltenversicherung in Höhe von 5,6 % des

ezahlten Entgelte für die Zeit vom 1. Juni 1944 bis 51. Mai

1949 und in Höhe von 10„% des gezahlten Entgelte für die Zeit

vom 1. Juni 1949 bis 12. Januar 1951. Dem Verlangen der

Landesversicherungsanstalt, nachträglich Beiträge in Höhe von
10 % des Entgelte für die gesamte Beschäftigungszeit zu ent»

richten, kam die Beklagte nicht nach; sie bestritt, daß die

Vorschrift des 5 8 des „onlalversicnerunvsanpa sungsgesetzes

(SVAG) vom 17. Juni 1949 (wiGBl. Seite 99), die den Beitrags—
satz in der Ang ate11tenversicherung auf 10 % des Entgelts

rhöhte, für alle nachzuentri chtenden Beiträge maßgebend sei.

Auf Antrag der Beklagten (@ 194 AVG) entschied der Vorsitzende

des Versicherungsamts Hamburg am 7. Februar 1955, die Beiträge

seien für die Zeit vom 1. Juni 1944 bis 51. Mai 1949 nur in

Höhe von 5,6 % des gezahlten Entgelte nachzuentrichten.
1

Gegen diese Entscheidung legte die Klägerin als nunmehr zu—

ständiger ve rs ieherungs träger Beschwerde beim Oberversiche—

rungsamt Hambu‘g ein. Nach Inkrafttreten des Sozialgerichts—

gesetzes ging die Sache auf das Sozialgericht Hamburg über;

von diesem wurde der nunmehr als Klage behandelte Antrag der

Klägerin durch Urteil vom 1. Juni 1954 abgwe*iesen. Auf die

Berufung der Klägerin erließ das 11ede°°ozialgericht H4'mburg

am 22. März 1955 folgendes Urteil :

"Das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 1. Juni 1954

und die Entscheidung des Vorsitzenden des Versicherungen

-'5-.
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amts Hamburg vom 7. Februar 1955 werden aufgehoben.
Die Beklagte wird verurteilt, für die Krankenschwester

' auch für die Zeit vom 1. Juni 1944 bis

51. Mai 1949 10 % des ihr gezahlten Entgelte als Bei—

trag zur Angestelltenversicherung an die Klägerin zu
entrichten. Die Parteien haben einander Kosten nicht

zu erstatten. Die Revision ist zugelassen."

Dieses Urteil wurde der Beklagten am 25. April 1955 zugestellt.

Mit Schriftsatz vom 16. Mai 1955, beim Bundessozialgerieht ein—

gegangen am 17. Mai 1955, legte sie dagegen Revision ein und be»

antragte, das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und die

1 .
Zur Begründung führte sie aus, sie rüge Verletzung der 95.8,

21 Abs.1 SVAG, des 5 1 Abs.6 AVG in Verbindung mit @ 1242a EVO

in der Fassung der 1. Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs—

Klage abzuweisen. ‘ W

und Beitragsrechts in der Sozialversicherung vom 17. März 1945

(RG-Bl° l Seite 41) und des Art.5 Abs.1 GG durch das Landessozialu

gericht. Es sei zwar richtig, daß die Pflicht zur Nachzahlung

der Beiträge im Zeitpunkt des Ausscheidens der nachzuvcrsicherr«

den Arbeitnehmer entstehe; hiermit sei jedoch, wie das Sozial—

gericht in seinem Urteil vom 1° Juni 1954 mit Recht ausgeführt

habe, die Nachversicherungsschuld nur dem Grunde nach festge—

stellt, es sei damit aber nicht zugleich auch die Höhe der nach»

zuentrichtenden Beiträge hinsichtlich der Beitragsklassen und

—sätze für die vorangegangenen Beschäftigungszeiten bestimmt;

eine Sonderregelung, wie sie z.B. die Verordnung über den Über—

tritt aus Versicherungsfreier in versicherungspflichtige Beschäf—

tigung Vom 15. Februar 1924, BGBl. I, Seiten'62, 172, 255, einge—

führt habe, sei nicht erlassen worden. In den Entscheidungen des

Reichsversicherungsamts (BVA) Nr.5018, A.N. 1927 Seite 27, und

Nr. 5045, A.N. 1927 Seite 268, von denen in dem Urteil des lan—

dessozialgerichts die Rede sei, sei über die 3923 nachzuentrich—

tender Beiträge im Falle einer Änderung der Beitragshöhe während

der B sehäftigungszeit nichts gesagt; lediglich das Urteil des

Landesversicherungsamts Württemberg—Baden vom 25. Januar 1952,

Breithaupt 1952, 8.625, dem sich das Landessozialgericht ange-

‘ " 59939359;
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schlossen habe, treffe den vorliegenden Fall. Durch die

@@8 und 21 Abs.1 SVAG seien die Beiträge nicht rückwirkend, @

sondern nur mit Wirkung vom 1‚_Juni 1949 ab, dem Tage des " £

Inkrafttretens des SVAG, auf 10 % des Entgelts erhöht werden;

die Beklagte sei deshalb mit Grund der Auffassung, daß für die

Zeit 393 dem 1. Juni 1949 der erhöhte Beitrag von 10 % des

Entgelts nicht verlangt werden könne. @ 1242 & RVO wolle auch

nur, daß rückwirkend der Tatbestand hergestellt werde, der ohne

die Versicherungsfreiheit bestanden hätte; hätte aber im vor—

liegenden Fall keine Versicherungsfreiheit bestanden, so wären

für die Zeit vom 1. Juni 1944 bis 51. Mai 1949 nur Beiträge in

Höhe von 5,6 % des gezahlten Entgelte entrichtet worden. Wenn

in @ 1242 a Abs.1 gesagt sei, es seien für die Personen, die

aus einer versicherungsfreien Beschäftigung ausscheidcn, Bei-

träge nachzuentrichten "für die Zeit, während der sie Sonst

versicherungspflichtig gewesen wären", so sei dies ein Hinweis

darauf, daß die Eäää der Beiträge nach den rechtlichen Verhält—

nissen in dem nachträglich mit Beiträgen zu belegenden Zeitrau■1

zu beurteilen sei, es fehle eine innere Rechtfertigung dafür,

einen Beitrag von 10 % des Entgelts für eine Zeit zu fordern,
in der für die übrigen Versicherten die Beiträge nach } 6 der

Lohnabzugsverordnung vom 24.4.1942, RGBl.I 3.252, nur in Höhe

von 5,6 % des Entgelts entrichtet worden seien. Die Ansicht

des Landessozialgerichts verstoße gegen den auch für die ju—

ristischen Personen geltenden Gleichheitsgrundsatz des Art.3

Abs.1 GG. !

Die Klägerin beantragte, die Revision surückzuweisen. zur Be—

gründung führte sie aus, das Urteil des Landessozialg9tichts

sei wohl begründet; was die Beklagte dagegen vorbringe, könne

diese Begründung nicht ersehüttcrn; insbesondere sei von dem

Landessozialgericht mit Recht dargelegt werden, daß es sich

bei der Nachversicherung um ein Versicherungsverhältniß eige—

ner Art handele, das erst im Zeitpunkt des Ausscheidens ohne

Versorgung entstehe; so habe außer dem Landesversicherungsnmt
Württemberg—éaden auch das Landessozialgericht Baden_Württem«

berg in dem Urteil vom 28. Oktober 1954, III AJ 38/54, und

das Bayerische Landesversicherungsamt in dem Urteil vom 19.
AD l‘_l _l‘
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April 1951, Breithaupt 1951, 5.827, entschieden. @ 1242a RVG
} ‚jn'

behandele nicht im Wege der Fiktion die Naehzuversichernden als

von Anfang an versicherungspflichtig; die Vorschrift regele viel—

mehr ein Versicherungsverhältnis eigener Art. Von einer Verletzung
des Gleichheitsgrundsatzes könne keine Rede sein, da es sich hier
nicht um die unterschiedliche Behandlung gleicher Tatbestände
handele; die Nechversicherung sei ein Sondertetbestend, der mit
der sonstigen Pflichtversicherung nicht verglichen werden könne.

II ‘.
1

Die Revision, die das Landessozialgericht zugelassen hat, ist

rechtzeitig und formrichtig eineelegt. Sie ist auch rechtzeitig

begründet; sie ist deshalb zulässig. ‘

Die Revision ist jedoch nicht begründet.

Streitig ist allein, wie im Falle der Nachversicherung die Bei—

träge zu berechnen sind : ob nach den Vorschriften, die zur Zeit

der Entstehung der Nachversicherungspflicht gelten, oder nach

den Vorschriften, die während der versicherungsfreien und nun

nachzuversichernden Beschäftigungszeiten jeweils gegolten hatten,

soweit nicht etwa vom Gesetz für bestimmte Zeiten Besonderes vor—

1geschrieben ist.
J

Wie die Beteiligten und die Vorinstanzen in Übereinstimmung mit

der ständigen Rechtsprechung des BVA und dem Schrifttum annehmen,

wird durch die Verpflichtung zur Nachentrichtung von Beiträgen

ein neues Versicherungsverhältnis begründet; es werden nicht et—

wa die zunächst versicherungsfreien Beschäftigun@szeiten nach— l

träglich in versicherungspflichtige umgewandelt. Das Versicherungs—

verhältnis und damit auch die Verpflichtung zur Nachentrichtung

der Beiträge entstehen mit dem Ausscheiden aus der versicherungs—

freien Beschäftigunv. Nach diesem Zeitpunkt richten sich aber auch

wie das Landessozielgericht mit Recht ausführt, Höhe und Fällig—

keit der Beiträge, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Nach

den Verhältnissen während der an sich versicherungsfreien, nun der

Nachversicherung zugrunde zu legenden Beschäftigungszeiten richtet

sich dagegen, für welche Zeiträume Beiträge zu entrichten sind und

welches Entgelt der Beitragsberechnung zu grunde zu legen ist,

We 131".
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wenn und soweit das Gesetz nicht ausdrücklich etwas anderes

vorschreibt° Weder die geltenden Vorschriften noch die Ent—

wicklung des Rechts der Nachversicherung sprechen für die Auf"

fas sung der Revisions klägerin und des Sozialgerichts, es solle

durch die Nachvers icherung nur rückwirkend der Zustand herge—

stellt werden, der ohne die Versicherungsfreiheit bestanden

hätte; deswegen seien die Beiträge zu entrichten, die jeweils

während der versicherungsfreien Zeiten gegolten hätten, wenn
nicht etwa Versicherungsbeiträge rückwirkend geändert oder
die Höhe der für vergangene Zeiten zu entrichtenden Beiträge

besonders geregelt worden seien. Das ergibt sich schon aus
der Verordnung über den Übertritt aus

versicherungsfreicr in

versicherungspflichtige Beschäftigung oder umgekehrt von
13. Februar 1924 (BGBl. I 8.62), mit der die Naehvcrsic erung
in die deutsche Rentenversieherung erstmalig eingeidhrt werden

ist. Danach sind fdr die Zeiten der versicne1unb 11cie1 Be—

schäftigung "Beitragsmarken der Gehaltsklassen zu verwenden,

welchen die VG“”lCQGTUH”"1TOl€H fer3onen im Falle ihre1 Ver-

sicherungspflicht angehören würden", d.h. als : nunme]; engeno
hören würden und nicht etwa zur Zeit der vers 10nerungs__e1Cn

Beschäftigung angehört hätten. Nur für die Zeit bis zu: Schlus%"

des Jahres 1923 ist — ohne Rücksicht auf die Höhe des früheren

Entgelte — vorgeschrieben, daß Beiträge der Gehaltsklasse A

zu entrichten seien. Damit wird vor allem für jene Zeit ein

bestimmtes Entgelt unterstellt und darauf der neue Beitrags—
satz verwendet.

Diese Vorschriften sind bei der Neufassung des AVG vom 28. Mai

1924 als 5 18 in das Gesetz übernommen worden. Sie wurden erst—

mals geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28. Juli 1925

(BGBl° I 8.157). Diese Vorschrift ersetzt mit Wirkung.vom
1„ Juli 1925 an die Gehaltsklasse A durch die Gehaltsklasse

C. Sie setzt damit vor allem an die Stelle des bisher für die

Zeiten vor dem 1. Januar 1924 angenommenen Entgelte ein wesent—

lich höheres EntgDelt. Auf diese Änderung bezieht sich di e vom

Landessozialgericht erwähnte Grundsätzliche Entscheidung des

BVA vom 1" Februar 1927 Nr„ 3043, AE. 1927 S.,268° Nach dieser

Entscheidung kam es für die Frage, ob für die Zeit bis zum
51. Dezember 1923 die nachzuentrichtenden Beiträge in der Klasse

A
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


A oder in der Klasse C zu entrichten seien, nur darauf an, ob

die Nechversicherungspflicht vor oder nach dem 1. Juli 1925 ent—

standen ist. In den Fällen des @ 18 AVG entstehe die Nachzahlungs—

pflicht des Arbeitgebers in dem Zeitpunkt, in welchem der Ange—
stellte ohne einen Anspruch auf Ruhegeld aus dem versicherungs—

freien„Beschäitigunreverhältnis bei dem Arbeitgeber ausscheide,
auch wenn der Angestellte unmittelbar oder später in ein anderes

versicherun■sfreies Verhältnis übertrete. Diesen Grundsatz hat

derselbe-Senat des BVA in der Grundsätzlichen Entscheidung Nr.

3044 vom selben Tage (AN 1927 8.270) wiederholt; er hat ihn abc:

dahin ergänzt, daß mangels ausdrücklicher anderer Vorschriften

im übrigen die durch das Gesetz vom 28. Juli 1925 neu eingeführ«

ten Beitrags;ätäe nach Maßgabe dieses Gesetzes auch für die Nach—
verei0herungsbeiträge nach @ 18 AVG gälten. Nach diesen beiden

Entsdheidungen war für die Zeiten bis zum 31. Dezember 1923 die

Beitragsklasse A zugrunde zu legen, wenn die Hachversicherungs—

pflicht vor dem 1. Juli 1925 eingetreten war, sonst die Klasse

C; die Beitragssätze richteten sich nach dem vor dem Gesetz vom
28. Juli 1925 geltenden Recht, dagegen waren in beiden Klassen

die höheren Beitragssätze des neuen Gesetzes zu zahlen, wenn da:

Beitrag erst nach dem 10. September 1925 entrichtet wurde, weil

die Vorschrift in Art. V Nr. 5 seines Abschnitts A für die Nach"

versicherun@spflicht nicht ausdrücklich ausgeschlossen worden

war. Da'aus ergibt sich als Auffassung des BVA, daß es für die 1
Bemessung der Beiträge zur Nachversicherung allein darauf an—

kommt, yelches Recht im Zeitpunkt der Entstehung der Eachver—

sicherungspflicht gilt oder etwa später auch mit Iirkung für die

schon entstandene Versicherungspflicht eingeführt wird. 1

An dieser Regelung hat auch das Gesetz vom 2‚. März 1928 (BGBl.

I 8.117) nichts
geändert. Die Fessung, daß "für die Zeit, wäh—

rend der sie sonst versicherungspflichtig gewesen wären", Bei—

träge zu entrichten seien, besagt nicht, daß die Beitrag33atze

jener Zeit zugrunde zu legen seien, sondern betont nur den schon

in der Rechtsprechung aufgestellten Grundsatz, daß die Versionen

rungsfreiheit nicht rückwirkend fortfalle, sondern daß die Ver—

sicherungspflicht neu entsteht (vgl. auch die Grundsätzliche Ent—

scheidung des BVA Nr. 5469 v. 28.2.1929, AN 1929 5. IV 273). Für
. ' - dieses‘

>
—_ . ___.

1
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dieses neuentstandene

Versicheruigsverhältnis

ist das bei Sei—

ner Entstehung geltende Recht maßgebend, weil das frühere‚Recht

ja nicht mehr gilt. Nur für die Frage, welche Zeiten der Berech«

nung der Beiträge zugrunde zu legen sind, wird geprüft, ob die»

se "an sich versicherungspflichtig gewesen wären" oder ob die—

se z,B. wegen Überschreitung der Jahresarbeitsverdienstgrenze

(55 1 Abs.5‚ 3 AVG) an sich versicherungsfrei gewesen Wären.
Für die Zeiten vor dem 1. Januar 1924 ist dabei ohne Rücksicht

auf das jeweilige Gehalt die nun geltende Gehaltsklasse C maß—

gebend. Für die späteren Zeiten die dem jeweiligen Gehalt nun

entsprechende Gehaltsklasse. Der Wortlaut ist gegenüber der ur—

sprünglibhen Fassung geändert, er hat aber denselben recht-

lichen Gehalt. % - - Ü
[ ‘ —_ . _

|
‘ Die Zweite Verordnung über den Lohnabzug vom 24, April 1942

(RGB1.I 8.242) hatte weder den @ 18 AVG noch @ 1242 a EVO geän—

dert. Die Nachversicherung konnte deswegen nur in den n&ch der
Lohnabzugs—VO noch weiter geltenden Beitragsklassen durchge-

führt werden. Die VO vom 17. März 1945 stellte die ganze Be—

rechnungsweise der Beiträge auch für die Nachversicherung um
und legte für die Zeit vor dem 1. Januar 1924 einen Grundlehn

von 150 RM monatlich zugrunde. Die Fassung "die Beiträge Sind

gggh für die Zeit vor dem 1. Juli 1942 nach den für die ver»
sicherungspflichtigen Arbeiter nach diesem Zeitpunkt maßgeben«

den Vorschriften zu entrichten" ist dadurch bedingt, daß die

Lohnabzugs—VO in der Pflichtversicherung für die Zeiträume

vor dem 1. Juli 1942 das Markenverfahren beibehalten hatte,

auch wenn die Beiträge erst nach dem Inkrafttreten der VO

entrichtet wurden. Mit der VO vom 17. März 4945 sind für die
Naéhversicherung sowohl die Berechnungsweise der Pflichßver—

sicherung als auch ihr Beitragssatz übernommen worden. Bieser

Beitragssatz ist durch das SVAG von 5,6 % auf 10 % erhöht wer»

den, und zwar in der AV vom 1. Juni 1949 an. Für die Nachver"
sicherungspflicht wurden keine besonderen Vorschriften getrof—

fen. Soweit also die Pflicht zur Naehversicherung am 1. Juni

1949 oder später eingetreten ist, gilt für die gesamten nach—

zuversichernden Beschäftigungszeiten der Beitragssatz von

10 V.H.‚ solange dieser Satz nicht etwa durch spätere Vor—
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schriften geändert wird. Dieselbe Rechtsauffassung vertritt

‘das Lendesversicherungsamt Württemberg—Baden in seiner Grund-_

sätzlichen.Entschcidung Nr.14 vom 23.Januur 1952, Breithaupt 1952

S. 625, und im Ergebnis auch Brephmenni Handbuch der Sozinlver—
sicherung, Stand vom 15.8.1954, Band II, 8.620, 624 a, 625;

Erlaß des BAM vom 22.7.1952, BABl.1952‚ 8.442; £ähler, Nach—

versicherungsrecht, 1953, 8.114, 115; Verbandskommentar zur

.- ___-___...—

zum AVG, 2. Aufl., 8.250, Anm.5 zu 5 18 AVG.

Die angefochtene Entscheidung des Landessozislgerichts iu Ham—

burg beruht daher nicht auf unrichtiger Anwendung der 59 8, 21

Abs.1 SVG, 1 Abs.6 AVG in Verb. mit 5 1242 & RVO in der Fassung

der Ersten Verordnung Zur Vereinfachung des Leistungs— und Bei—

tragsrechts in der Sozialverischerung vom 17. März 1945 (HGBl.I
8.41). Sie verstößt aber auch nicht etwa — wie die Beklagte

meint — gegen den in Art.5 Abs.1 des Grundgesetzes aufgestell—

ten Gleichheitsgrundsatz, weil für von vornherein versicherunge—

pflichtige Beschäftigungszeiten die jeweils geltenden, u.U. nied—

rigeren Versicherungsbeiträge zu entrichten gewesen seien. Die

Beklagte verkennt, daß die Sozialverticherung nicht nur von den

Grundsatz der Leistung und Gegenleistung beherrscht wird, son—
dern daß dazu der Ausgleich der Wagnisse und die Solidarität

der Versicherten tritt. In allen diesen Punkten unterscheiden

sich aber Pflichtversicherung und Nachversicherung: Bei der

Eachversicherung entgehen z.B. dem Versicherungsträger und da"

mit der Gemeinschaft der Versicherten.die Zinsen für die Ver—

sicherungsbeiträge während der ganzen Dauer der versicherunge—

freien Beschäftigung, und es fallen ihm auch die Gewinne nicht

zu, die er macht, wenn Versicherungspflichtige aus der Beschäf—

tigung ausscheiden, ohne daß aus ihren Beiträgen Ansprüche auf

Leistung oder Rückerstattung entstehen. Die Pflichtversicherung

beginnt mit dem Eintritt in die Beschäftigung, die Pflicht zur

Nachversicherung mit dem Ausscheiden aus der Beschäftigung.

Pflichtversicherung und Nachversicherung sind weder rechtlich

noch wirtschaftlich gleiche Tatbestände; wenn sie verschieden

geregelt werden, wird der Gleichheitsgrundsatz nicht verletzt.

insoweit ist das Verhältnis der Pflichtversicherung zur Nach—

ver—
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\
versicherung ebenso zu beurteilen, wie das Bundesverfassungsn

gericht in seiner Entscheidung vom 7. Juli 1955, NJW 1955,
S.1270 : JZ 1955, 8.579 = "Die Angestelltenversicherung",

Mitt. der BfA, Jahrgang 2, Nr.8, 8.183 ff das Verhältnis

der Pflichtversicherung zur freiwilligen Versicherung beur—

teilt hat° Die Entscheidung des LSG beruht also auch licht hu-

einer Verletzung des Art.3 Abs.1 des GG.

Die Revision muß äeshalb als unbegründet zurückgewiesen werde;

(@ 170 Abs.1 SGG).

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten (@ 195 Abs.1

und 4 SGG)"

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

